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Referent: Hansjakob Faust



Überblick

1. Übernahme und Übertragung der Aufsichtspflicht  

2. Inhalt und Maßstab der Aufsichtspflicht 

3. Haftung des/der Aufsichtspflichtigen  

4. Sonstige Rechtsfragen? 



Übernahme der Aufsichtspflicht

• Minderjährige bedürfen wegen ihrer Minderjährigkeit stets der Aufsicht 

• Aufsichtspflicht als Teil der Personensorge, § 1626 BGB  

• Übertragung der Aufsichtspflicht durch Vertrag (ausdrücklich oder stillschweigend) 

• § 1626 BGB:  

(1) Die Eltern haben die Pflicht und das Recht, für das minderjährige Kind zu sorgen (elterliche Sorge). Die 
elterliche Sorge umfasst die Sorge für die Person des Kindes (Personensorge) und das Vermögen des Kindes 
(Vermögenssorge). 

(2) Bei der Pflege und Erziehung berücksichtigen die Eltern die wachsende Fähigkeit und das wachsende 
Bedürfnis des Kindes zu selbständigem verantwortungsbewusstem Handeln…. 

(3)… 



Übertragung der Aufsichtspflicht 

Eltern 
 (Personensorgeberechtigte)  

Rechtsträger des Jugendverbandes (e.V.)

Ausübung/Erfüllung der Aufsichtspflicht

Jugendleiter

Vertrag 
- Ausdrücklich 
- Stillschweigend 
    (konkludent) 

Jugendleiter Jugendleiter

Vertrag mit 
- Volljährigen  
- Minderjährigen (bei 

Einverständnis der 
Eltern) 



Aufsichtspflicht 

Pflicht, Schäden von dem/der 
Aufsichtsbedürftigen abzuwehren

Der Umfang  
der Aufsichtspflicht bestimmt sich dabei stets nach dem Einzelfall

Inhalt und Maßstab der Aufsichtspflicht

Pflicht, Schäden zu verhindern, 
die der/die Aufsichtsbedürftige 
einem anderen zufügt. 



Drei Kriterien  
zur Bestimmung des Umfangs der 

Aufsichtspflicht

Alter 
- je jünger, desto 

sorgfältiger muss man 
aufpassen 

- je jünger, desto weniger 
Eigenverantwortung  

Inhalt und Maßstab der Aufsichtspflicht

Charakter 
- Verhaltensauffälligkeiten 
- Sozialbewusstsein 
- Teamfähigkeit  
- Auffassungsgabe  
- Stressresistenz 

Eigenart 
- körperliche Fitness 
- spezielle Fähigkeiten 
- Behinderungen 
- Sprachbarrieren 
- Allergien, Krankheiten 

Handlungskette 
Auseinandersetzung/Informationsgewinnung      Gespräch      Erfassung      
Gefahrenerkennung      Belehrung     Überwachung       „Sanktionieren“       



Haftung - Ausgangslage  
Die Akteure im zivilrechtlichen Haftungsdreieck 

Geschädigte_r

Handelnde_r Dritte: 
• Eltern 
• Jugendleiter_innen 
• Betreuer_innen 
• Angestellte/Hilfspersonen 

von diesen 
• Jugendverband (e.V.) 
• Arbeitgeber 
• … 

Natürliche 
Personen

Juristische 
Personen

Rechtliches 
Einstehenmüssen für das 
Verhalten eines Anderen



Die Haftung Dritter

Haftung wegen Verletzung von 
Aufsichtspflichten - §§ 823, 832 BGB

Haftung wegen Verletzung von 
Verkehrssicherungspflichten -  

§§ 823, 831 BGB

Verantwortung  
für  

Person

Verantwortung 
für 

Gefahrenlage

• Zwei grundlegende Haftungstatbestände aus dem BGB:

• Viel Einzelfallrechtsprechung

• Zivilrecht: Haftung ist das rechtliche Einstehenmüssen für einen Schaden

• Abgrenzung Strafrecht und Zivilrecht

Haftung aus 
„unerlaubter 
Handlung“



Die allgemeinen 
Haftungsvoraussetzungen

1. Schadenseintritt - Beeinträchtigung eines Rechtsguts 

2. durch eine Pflichtverletzung (aktives Tun oder Unterlassen) 

          Aufsichtspflichten  
           
          Verkehrssicherungspflichten 

3. bei Kausalität zwischen Pflichtverletzung und Schaden

4. in vorwerfbarer Weise (Verschulden)

5. Rechtswidrigkeit der Pflichtverletzung (Rechtfertigungsgründe?)



Die allgemeinen  
Haftungsvoraussetzungen 
Das Verschulden
Unterscheide zwei Arten des Verschuldens: 

1. Vorsatz: 
• Wissen und/oder Wollen des Schadenseintritts 
• „billigend in Kauf nehmen“ 

2. Fahrlässigkeit - leicht, mittel, grob: 
Grundsatz - Definition: Außerachtlassen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, bei 
Vorhersehbarkeit der Gefahr und Vermeidbarkeit der Schädigung 
  
> Objektiver Sorgfaltsmaßstab 
> Berücksichtigung besonderer Umstände des „Verkehrskreises“ 

3. Mitverschulden des Geschädigten?



Die allgemeinen 
Haftungsvoraussetzungen  
Rechtsfolgen im Haftungsfall

• Schadenersatz  

• Unterlassungs- und Beseitigungsansprüche 

• Schmerzensgeld (Ehrverletzungen) 

• Daneben: Vertragliche Haftung 

• Strafen und Ordnungswidrigkeiten



Haftung im Ehrenamt gegenüber Dritten

Haftung des Vereins (e.V.) für 
Vorstandsmitglieder (Organe) 

§ 31 BGB

Persönliche Haftung der 
Vorstandsmitglieder aus 

unerlaubter Handlung 

Persönliche Haftung der 
Vereinsmitglieder aus 
unerlaubter Handlung

Gesamtschuldnerische Haftung aller Beteiligten gegenüber Dritten

Aber: Begrenzung im Innenverhältnis zwischen Verein und Vorstand/Mitglied auf 
grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz, §§ 31a, 31b BGB 

Freistellungs
anspruch

Freistellungs
anspruch



Verträge

1. Unternehmereigenschaft des e.V. 

2. Übertragung der Aufsichtspflicht 

3. Einverständniserklärung für Foto- und Filmaufnahmen 

4. Wichtig: 

• Deutlich machen wer Vertragspartner ist 

• Unterschriften mind. eines Personensorgeberechtigten einholen 

• Wichtige Informationen und Daten des Kindes/Jugendlichen 
abfragen



Fragen rund ums Recht?! 

faust.hansjakob@bjr.de 

Tel.:089/5145861  

Mobil: 0151/27627761


